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Begründung zur 260. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bielefeld 

Die Stadt Bielefeld beabsichtigt im Nordosten des Stadtbezirkes Jöllenbeck an der Stadtge-

bietsgrenze von Bielefeld zu Herford auf einer Teilfläche der ehemaligen (Boden-)Deponie 

„Schiefe Breede“ nördlich der Eickumer Straße (L 543) die Errichtung einer Freiland-Photovol-

taikanlagen (FPV) zu ermöglichen. Dafür ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) 

erforderlich, die die Neudarstellung von „Fläche für Versorgungseinrichtungen - Photovoltaik“ 

zum Gegenstand hat. Sie soll als 260. Änderung „Solarpark Deponie Schiefe Breede“ durch-

geführt werden und erfolgt parallel zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. II / J 41 „So-

larpark Deponie Schiefe Breede“. 

Der Geltungsbereich der 260. FNP-Änderung entspricht dem Geltungsbereich des aufzustel-

lenden Bebauungsplanes und hat eine Größe von ca. 3,9 ha.  

Planungsanlass und Planungsziel 

Die Energieversorgung befindet sich im Wandel. Das „Handlungsprogramm Klimaschutz 

2020-2050“ der Stadt Bielefeld führt als Ziel unter der Rubrik „Erneuerbarer Energien“ aus:  

• Kommunale Anlagen für erneuerbare Energien errichten  

• Bereitstellung von Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien oder aus Kraft-

Wärme-Kopplung auf 100 Prozent bis 2050 steigern  

• deutliche und kontinuierliche Steigerung der installierten PV- und Solarthermie-Anla-

genleistung  

Die Stadtwerke Bielefeld GmbH plant als Beitrag zur Umsetzung dieser Ziele auf einer Teilflä-

che der ehemaligen (Boden-)Deponie „Schiefe Breede“ in Bielefeld-Jöllenbeck eine Freiland-

Photovoltaikanlage (FPV) zu errichten. Eine Deponie ist gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 2b) Erneuer-

bare-Energien-Gesetz – EEG 2021 eine „Konversionsfläche aus wirtschaftlicher Nutzung“ 

(hierzu gehören u. a. stillgelegte Deponien, Altablagerungen, Aufschüttungen und Abraumhal-

den) und stellt deshalb einen geeigneten Standort für eine Photovoltaik-Freiflächenanlage dar. 

Die geplante FPV produziert bei einer Nennleistung von ca. 3,4 MW nach Netzzugang jährlich 

Strom für umgerechnet ca. 1.100 4-Personen-Haushalte und spart gegenüber dem aktuellen 

deutschen Strommix ca. 1.900 Tonnen CO2 / Jahr ein.  

In Abkehr von den bisherigen städtebaulichen Zielsetzungen für die Fläche soll deshalb die 

ehemalige Deponie durch entsprechende Darstellungen im Flächennutzungsplan planungs-

rechtlich für die Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom aus Photovoltaik 

und damit aus erneuerbaren Energien entwickelt und für einen Zeitraum von ca. 30 Jahren 

gesichert werden.  

Örtliche Gegebenheiten 

Bei der Fläche handelt es sich um eine unter der Altablagerung AA 114 geführte ehemalige 

Abgrabung/ Austonung, die 1965 vom damaligen Kreis Bielefeld nach Baurecht genehmigt 

und bis Anfang der 1990er Jahre betrieben wurde. Anschließend erfolgte die Verfüllung mit 

Boden, anfänglich auch mit größeren Mengen Bauschutt. Die Rekultivierung fand in den Jah-

ren 2005-2011 mit dem Einbau von steinfreiem Boden (< 10 % Fremdbestandteile) statt. Die 

Fläche wird heute landwirtschaftlich als Intensivwiese genutzt. 
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Landesentwicklungsplan NRW  

Bauleitpläne sind gem. § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die beab-

sichtigte Bauleitplanung entspricht dem Grundsatz 10.2-1 „Halden und Deponien als Stand-

orte für die Nutzung erneuerbarer Energien des Landesentwicklungsplanes (LEP) NRW“.  

Dieser formuliert:  

„Halden und Deponien sind als Standorte für die Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 

Quellen zu sichern, sofern die technischen Voraussetzungen dafür vorliegen und fachliche 

Anforderungen nicht entgegenstehen.“  

Halden und Deponien kommen aufgrund ihrer exponierten Lage zur Nutzung von Solarenergie 

in Betracht. Halden und Deponien sind Bestandteil der industriell-anthropogen geprägten Kul-

turlandschaft. Die Nutzung durch Erneuerbare Energien stellt hierbei eine Fortentwicklung der 

Kulturlandschaft dar. 

Nach Ziel 10.2-5 LEP NRW (Solarenergienutzung) ist die Inanspruchnahme von Flächen für 

die raumbedeutsame Nutzung der Solarenergie möglich, wenn der Standort mit der Schutz- 

und Nutzfunktion der jeweiligen Festlegung im Regionalplan vereinbar ist. Es muss sich zudem 

um die Wiedernutzung von gewerblichen, bergbaulichen, verkehrlichen oder wohnungsbauli-

chen Brachflächen oder baulich geprägten militärischen Konversionsflächen, Aufschüttungen 

oder Standorte entlang von Bundesfernstraßen oder Schienenwegen mit überregionaler 

Bedeutung handeln. Im Gegensatz zu Windenergieanlagen und privilegierten energetischen 

Biomasseanlagen sind Freiflächen-Solarenergieanlagen nicht bauplanungsrechtlich privi-

legiert. Für eine Freiflächen-Solarenergieanlage, die im Außenbereich als selbstständige An-

lage errichtet werden soll, ist i. d. R. ein Bebauungsplan aufzustellen, der an die textlichen und 

zeichnerischen Festlegungen der landesplanerischen Vorgaben und der Regionalpläne, die 

für das Planungsgebiet bestehen, anzupassen ist. 

Entwicklung aus dem Regionalplan 

Die landesplanerischen Zielvorstellungen werden im Regionalplan für den Regierungsbezirk 

Detmold (Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld) dargestellt. Der FNP-Änderungsbereich ist hier 

als „Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“ ausgewiesen. Südlich des Plangebietes ist die 

Eickumer Straße als „Straße für den vorwiegend überregionalen und regionalen Verkehr“ dar-

gestellt. Das Gebiet ist mit der Darstellung „Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte 

Erholung“ (BSLE) überlagert.  

Zurzeit wird der Regionalplan für die Planungsregion Ostwestfalen-Lippe neu aufgestellt (Re-

gionalplan OWL). Er liegt derzeit als Entwurf (Stand Erarbeitungsbeschluss 05.10.2020) vor 

und gilt als sonstiges Erfordernis der Raumordnung nach § 3 (1) Nr. 4 ROG. Die in Aufstellung 

befindlichen Ziele der Raumordnung (einschließlich der Vorrangnutzungen und –funktionen in 

den als Vorranggebieten vorgesehenen Flächen) sind damit gemäß § 4 (1) Satz 1 ROG in den 

Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen, aber noch nicht nach § 1 (4) 

BauGB bindend. Im Regionalplan OWL – Entwurf 2020 ist der Standort weiterhin ohne sied-

lungsräumliche Ausweisung als „Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich“ festgelegt. Nun-

mehr jedoch mit der Überlagerung „Landwirtschaftlicher Kernraum“ sowie weiterhin mit der 

Darstellung „Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung“ (BSLE).  
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Gemäß Regionalplan OWL – Entwurf 2020 Grundsatz F 33 sind “Landwirtschaftliche Kern-

räume” Flächen mit besonderer Bedeutung für die landwirtschaftliche und die gartenbauliche 

Produktion vorbehalten, denen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen 

Nutzungen oder Funktionen besonderes Gewicht beizumessen ist.  

Den o. a. Grundsätzen und Zielen des LEP und des Regionalplans OWL – Entwurf 2020 wird 

mit der vorliegenden Planung Rechnung getragen. Bei der Fläche handelt es sich gemäß 

Grundsatz 10.2-1 LEP NRW um eine ehemalige (Boden-)Deponie. Dem Ziel 10.2-5 LEP 

NRW folgend, soll nach Beendigung der geplanten Nutzung zur Nutzung von Solarenergie die 

Fläche wieder landwirtschaftlich nutzbar sein. Dazu wird im o. a. Bebauungsplan nach § 9 (2) 

BauGB festgesetzt, dass die geplante Nutzung nur für einen bestimmten Zeitraum zulässig 

sein soll und dass anstelle der baulichen Anlagen zur Stromerzeugung aus Solarenergie sowie 

deren Nebenanlagen und Einfriedungen wieder Dauergrünland / Intensivwiese herzustellen 

ist.  

Die Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung wurde mit Schreiben der Bezirksregierung 

vom 08.11.2021 bestätigt. 

Verkehrliche Anbindung 

Die Erschließung der FPV erfolgt über eine Anbindung an den Kamphönerweg im Osten des 

Plangebietes.  

Derzeitige und künftige Flächennutzungsplan-Darstellungen  

Im wirksamen FNP ist der Bereich der ehemaligen Deponie als „Landwirtschaftliche Flächen“ 

dargestellt. Im Südwesten bzw. Südosten sind an das Plangebiet angrenzend kleinteilig „Flä-

chen für Wald“ dargestellt, die bis in das Plangebiet hineinreichen. In diesem stehen jedoch 

seit 2008 keine Gehölze mehr. Südlich des Plangebiets verläuft die „Eickumer Straße“ (L 543), 

die als „Straßennetz I. und II. Ordnung“ ausgewiesen ist. 

Der westlich des Plangebietes liegende Standort der ehemaligen Deponie Beukenhorst, die 

ebenfalls bereits mit einer FPV bestanden ist, ist als „Fläche für Ver- und Entsorgung“ darge-

stellt. Für den Standort besteht ein rechtskräftiger Bebauungsplan (Nr. II/J 33 „Solarpark De-

ponie Beukenhorst“), in dem „Fläche für Versorgungsanlagen, Einrichtungen und sonstige 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken“ nach § 9 (1) Ziffer 12 BauGB festgesetzt 

ist. 

Auch die Fläche der ehemaligen Deponie Schiefe Breede soll zukünftig im FNP als „Fläche 

für Versorgungseinrichtungen“ dargestellt werden. Daneben soll im Teilplan „Ver- und Entsor-

gung“ des FNP diese Darstellung ergänzt werden um die Zweckbestimmung „Erneuerbare 

Energien: Photovoltaik“ (EEP).  

Landschaftsplan 

Aufgrund seiner Lage im Außenbereich wird der Planbereich derzeit von den Darstellungen 

und Festsetzungen des Landschaftsplans Bielefeld-West der Stadt Bielefeld erfasst, die als 

solche in den wirksamen Flächennutzungsplan nachrichtlich übernommen wurden.  
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Die Flächen sind Teil des Landschaftsschutzgebiets Nr. 2.2-1 „Ravensberger Hügelland“. Im 

Zielkonzept Naturschutz wird die betroffene Fläche als Landschaftsraum mit hoher Natur-

schutzfunktion eingestuft.  

Bei Rechtskraft des Bebauungsplanes sind die Festsetzung des Geltungsbereichs des Land-

schaftsplanes Bielefeld – West und des Landschaftsschutzgebietes sowie die Darstellung der 

Entwicklungsziele 1 „Erhaltung“ und 3 „Wiederherstellung“ als widersprechende Festsetzun-

gen und Darstellungen mit dem Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan aufzuheben.  

Somit ist für das geplante Vorhaben eine Befreiung von den Verboten des Landschaftsplanes 

oder die vollständige Entlassung der Fläche aus dem Landschaftsschutzgebiet erforderlich. 

Gemäß § 20 (4) Landesnaturschutzgesetz NRW (LNatSchG NRW) treten bei der Aufstellung, 

Änderung und Ergänzung eines FNP im Geltungsbereich eines Landschaftsplans widerspre-

chende Darstellungen und Festsetzungen des Landschaftsplanes mit dem Inkrafttreten des 

entsprechenden Bebauungsplanes außer Kraft, soweit der Träger der Landschaftsplanung 

(hier: untere Naturschutzbehörde) im Beteiligungsverfahren diesem FNP nicht widersprochen 

hat.  

Die Rücknahme bezieht sich nur auf die Rücknahme der Fläche gem. § 9 (1) Ziffer 12 BauGB 

(Flächen für Versorgungsanlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahme, die dem Klima-

wandel entgegenwirken). Entsprechend verbleiben, begründet im derzeitigen Stand der Pla-

nung, lediglich die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen gem. § 9 (1) Ziffer 25a BauGB und Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern gem. § 9 (1) Ziffer 25b BauGB im Geltungs-

bereich des Landschaftsplanes.  

Die Abgrenzung des neuen Geltungsbereichs des Landschaftsplanes wird in enger Abstim-

mung mit der unteren Naturschutzbehörde vorbereitet. 

Art, Lage und Umfang der Flächennutzungsplan-Änderung 

Art und Lage der vorgesehenen Flächennutzungsplan-Änderung gehen aus dem beigefügten 

Flächennutzungsplan-Ausschnitt hervor. Der Flächenumfang und die Arten der Bodennutzung 

haben folgende Größenordnung:  

Flächennutzungsplan | Art der Bodennutzung bisher künftig 

„Landwirtschaftliche Fläche“  3,9 ha --- 

„Fläche für Versorgungseinrichtungen“ --- 3,9 ha 

Gesamt 3,9 ha 3,9 ha 
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Umweltbelange und Umweltbericht  

Gemäß § 2 Abs. 4 bzw. § 2 a BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes eine Umwelt-

prüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 

und bewertet werden. Die Ergebnisse der Umweltprüfung, in der auch artenschutzrechtliche 

Belange betrachtet werden, sind in einem Umweltbericht darzulegen und bilden einen geson-

derten Teil der Begründung.  

In einem Bebauungsplanverfahren, das parallel zu einem Änderungsverfahren des FNP er-

folgt, kann die Umweltprüfung zum Bebauungsplan auch für das übergeordnete Planungsver-

fahren Verwendung finden ("Abschichtung"). In diesem Zusammenhang ist auf die Umwelt-

prüfung zum verbindlichen Bauleitplan zu verweisen. Der Umweltbericht wird im weiteren Plan-

verfahren erarbeitet und den Planunterlagen im Rahmen der Auslegung nach § 3 Abs. 2 

BauGB als gesonderter Teil der Begründung des o. a. Bebauungsplanes beigefügt. 

Der vorliegende Umweltbericht zum o. a. Bebauungsplan geht im Ergebnis davon aus, dass 

unter Berücksichtigung der im Umweltbericht für die jeweiligen Schutzgüter genannten Ver-

meidungs- und Minderungsmaßnahmen bzw. Kompensationsmaßnahmen die mit dem Plan-

vorhaben verbundenen Beeinträchtigungen in der Summe so reduziert werden können, dass 

keine planungsrechtlichen Restriktionen hinsichtlich einer baulichen Entwicklung verbleiben. 

Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände im Sinne des § 44 BNatSchG können darüber hin-

aus ebenfalls ausgeschlossen werden.  

Hinweise 

Die 260. FNP-Änderung soll im Parallelverfahren gem. § 8 (3) BauGB durchgeführt werden 

und betrifft die Teilpläne „Flächen“ und „Ver- und Entsorgung“. Änderungen für übrige Teil-

pläne sowie des Erläuterungsberichts zum Flächennutzungsplan ergeben sich durch die vor-

gesehene Änderung nicht.  
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